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Verwendungshinweis und weitere Rechtsprechungsübersichten: KNE-Infothek – Rechtsprechung  

Aus der Rechtsprechung – Windenergie #5 

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 12. Juni 2026 - 22 B 44/26.NE 

Streitgegenstand 

 

Beteiligte 

 

Verfahrensstand 

u. a. Teilbarkeit eines Regionalplans; Ausweisung von Windenergiegebieten als 

Beschleunigungsgebiete im Regionalplan 

Antragsteller: Landkreis  

Antragsgegnerin: Genehmigungsbehörde 

Ein Normenkontrollantrag zur Überprüfung des Regionalplans wurde noch 

nicht gestellt (Hauptsache); der Eilantrag auf Außervollzugsetzung einzelner 

Bestimmungen des Regionalplans war erfolglos (einstweiliger Rechtsschutz). 

Kann der Regionalplan Düsseldorf partiell außer Vollzug gesetzt werden?  

Nein. Der Plan verfolgt ein gesamträumliches Planungskonzept. Einzelne, als Windenergiegebiete 

ausgewiesene Flächen können auch dann nicht aus diesem Konzept „herausgebrochen“ werden, 

wenn sie rechnerisch nicht zur Erfüllung des Flächenbeitragswertes erforderlich sind. Dies würde die 

„Gesamtstatik“ des Plans stören. Bei einer Unwirksamkeit einzelner Festlegungen wäre der Plan ins-

gesamt außer Vollzug zu setzen. Mit dem Ergebnis, dass die Außenbereichsprivilegierung für Wind-

energieanlagen wieder auflebt. Damit würde das mit dem Eilantrag verfolgte Ziel – bestimmte Flä-

chen von der Windenergie freizuhalten – gerade nicht erreicht. (Rn. 31 ff.) 

Kann die Ausweisung von Windenergiegebieten als Beschleunigungsgebiete Gegenstand eines 

Normenkontrollantrags und damit auch eines Eilantrag auf Außervollzugsetzung sein? 

Das OVG NRW lässt diese Frage offen (Rn 104). Da die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet ein 

planerischer Akt sui generis ist und gerade kein Ziel der Raumordnung, ist zunächst fraglich, ob eine 

solche Ausweisung überhaupt Gegenstand eines Normenkontrollantrags sein kann (Rn. 105). Aller-

dings hat die Ausweisung nicht den Charakter eines planerischen Aktes, sondern vielmehr den einer 

Rechtsvorschrift. Denn die Beschleunigungsgebiete sind verbindlich auszuweisen, wenn die Tatbe-

standsvoraussetzungen vorliegen. Wegen dieses Charakters als Rechtsvorschrift könnte eine Nor-

menkontrolle doch in Frage kommen. (Rn. 107-109) 

Ist der Regionalplan Düsseldorf fehlerhaft, da er Beschleunigungsgebiete ohne wirksame Rechts-

grundlage ausgewiesen hat? 

Nein. § 28 des Raumordnungsgesetzes (ROG) als Rechtsgrundlage zur Ausweisung von Beschleuni-

gungsgebieten trat zwar erst am gleichen Tag in Kraft, wie der Beschluss, mit dem der Regionalplan 

Düsseldorf wirksam wurde – am 15.08.2025. Der Feststellungsbeschluss des Plangebers erfolgte so-

gar bereits am 12.07.2025. Aber der Plangeber berücksichtigte das anstehende Inkrafttreten des § 

28 ROG über eine bedingte Festsetzung nach § 7 Abs. 1 Satz 2, 2. HS ROG. Dort heißt es „ebenfalls 

kann festgelegt werden, dass bestimmte Nutzungen und Funktionen des Raums nur für einen be-

stimmten Zeitraum oder ab oder bis zum Eintritt bestimmter Umstände vorgesehen sind“. Das OVG 

lässt offen, ob der Plangeber den Entwurfsstand in dieser Weise berücksichtigen durfte. (Rn. 113) 

Denn der Landesgesetzgeber hat diesen möglichen Fehler mit der Neuregelung des § 41a des Lan-

desplanungsgesetz NRW geheilt. Danach sind Vorranggebiete für die Windenergie in Regionalplä-

nen auch dann Beschleunigungsgebiete, wenn sie in einem Planaufstellungsverfahren, welches vor 

dem 15.08.2025 abgeschlossen wurde, als Beschleunigungsgebiete für die Windenergie ausgewie-

sen wurden und die übrigen Voraussetzungen aus § 28 Abs. 2 und Abs. 4 ROG erfüllen. (Rn. 114 f.) 
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